


Gemeinde Lauchringen

Landkreis Waldshut

Satzung

Bebauungsplan ^&e*Veu*~*
Genehmigt gemäß § 11 des Bun
desbaugesetzes vom 23. 6. 1360

(BGBL. I. S. 341)

Landratsamt WaIJshut

Waldshut, den^&_j£DJ329_
über die Erweiterung des Bebauungsplanes für das

Gewann "Unterstöcken"

Aufgrund der §§ 1, 2, 2a und 8 -10 des Bundesbaugese

18.8o1976 (BGB1„ I S. 2256) (BBauG), § 111 Abs, 1, §

Abs. 2 Nr. 2 der Landesbauordnung für Baden-Württemberg

vom 20.6.1972 (Ges0Bl, S.. 352) (LBO) in Verbindung mit

§ 4 der GemeindeorJnung für Baden-Württemberg vom 16„9.1974

(ües.Bl. S„ 373) hat der Gemeinderat am {/*Ko (•• ./%7%*K die

Erweiterung des Bebauungsplanes für das Gewann"Unterstöcken"

als Satzung beschlossene

§ 1

Räumlicher Geltungsbereich der Bebauungs-
planserweiterung

Der räumliche Geltungsbereich der Bebauungsplanserweiterung

ergibt sich aus der Festsetzung der Planungsgrenzen im

zeichnerischen Teil - Lageplan - (§ 2 Ziff. 3). Er erfasst

die Grundstücke IHR,Nr, 370 und 171, sowie den südlichen

Teil der Grundstücke LGB„Nr. 172, 373 und 375. Im Wosten

wird der Geltungsbereich durch die ^teinutalstraße begrenzt.

§ 2

Bestandteile der Bebauungsplanserweiterung

Die Änderung besteht aus:

1o Begründung und Erläuterung

2. Übersichtsplan
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3. Bebauungsvorschriften

4C Zeichnerischem Teil - Lageplan Maßstab 1 : 1000

§ 3

Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne von § 112 LBO handelt9 wer den

aufgrund von § 111 LBO ergangenen Bestandteilen dieser

Satzung zuwiderhandelt.

§ 4

Inkrafttreten

Diese Satzung tritt nach § 12 BBauG mit der Bekanntmachung

ihrer Genehmigung in Kraft.

Lauchringen, den \l 7. OKI •™'ö

Bürgermeisteramt

Bebauungsplan-^^*~*
Genehmigt gemäß § 11 das Bun
desbaugesetzes vom 23. G. 1360

(BGBL I. S. 341)

Landratsamt Waldshut

Waldshut, den -LS*-Jfflt-$9Z§

Im Au
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Begründung und Erläuterung

zur Erweiterung des Bebauungsplanes für das Gewann

"Unterstöcken11 der Gemeinde Lauchringen.

Die im Bebauungsplan "Unterstöcken"9 der am 1409.1971 in

Kraft getreten ist, ausgewiesene Baufläche ist bereits

bebaut«

Aus Gründen der verstärkten Nachfrage^ speziell nach Ein

familienhäusern und entsprechend den Vorstellungen defini

tiver Bauinteressenten hat der Gemeinderat am 28„6.1978 eine

Erweiterung des Bebauungspiaries in der vorliegenden Form

genehmigte

Die ausgewiesene Baufläche beinhaltet die Grundstücke

LGB.Nr, 370 und 371 und den südlichen Teil der Grundstücke

372 bis 375. Entsprechend dem Flächennutzungsplan vom

1.9.1964 ist diese Fläche als Wohnfläche geplant«

Die für die Erschließung erforderliche Anliegerstraße an

der nördlichen Grenze des Geltungsbereiches, die von der

bereits vorhandenen Steinatalstraße abgeht, kann im Bedarfsfalle

einer weiteren Erweiterung dionen.

Lauchringen/Waldshut-Tiengen, den 1 2. DEZ. 1978

Bürgermeisteramt

Der Bürgermeister

Der Architekt

Genehmigt gemüß § 11 d
desbaugesetzes vorn 23. 6. 11

(BGBL I. S. 341)

Landratsarr.t WaI Jshuf_
' 9 J«

Waldshut den>_Tl—

Im Auftra

"•••-*-



ÜBERSICHTSPLAN M 1s 5 000

1

BebauunosrJan - fc to-cvte*

Genehmigt gemäß § V ü?z

desbaunessizes vorn 23. 6. IS80

"(BGBL I. S. 341)

LancJr^aniJ Waldshuf

i

•

r#< # t*o§^en*^W// - ^ .- ^>/A^ S "• V^l
.40Ä t % //. .' jObeft%jenac^^jfcL-;>>x ^ *

?#- *: jT # # ^rz> - . ^

Waläshut, cfenl^l^äQ-_lSZ9

--

.'•/.. v*A» v*/ v^ m^-2&^'"^7^ ^

:.m%* '*;•:>*'»^--/>
fez

'UnTf'^ioHf^inV':-* «?

An. L^ncK^gloweg

tf
- •

• **

Hinterfiaq

_

Auf dem Red

,64

-

-«



Textteil

Bebauungsplan -'k^'4^
Genehmigt gemäß § 11 dcz E «
desbaugesctzes vcn 2.3. 6. 198Q

(BGBL I. 3. 341)

Bebauung svorschrifte n| W^.n^l Waldshut

Waldshut, dcii^^ll^L
zur Bebauungsplanserweiterung für das Gewann "Unterstöcken"

der Gemeinde Lauchringen, Landkreis Waldshut

A0 Rechtsgrundlagen:

1. §§ 1s 2 und 2af 8 und 9 des Bundesbaugesetzes vom 18.801976

(BGBl. I 5. 2256) (BBauG).

2. §§ 1 - 23 der Verordnung über die bauliche Nutzung

der Grundstücke (Baunutzungsverordnung) vom 1509.1977

(BGBl. I S. 1764) (BauNVO)c

3o §§ 1 bis 3 der Verordnung über die Ausarbeitung der

Bauleitpläne sowie über die Darstellung des Planin

haltes (Planzeichenverordnung) vom 19«, Januar 1965

(BGBl» I S« 21)o

4. § 1 der 2. Verordnung der Landesregierung zur Durch

führung des BBauG vom 27„ Juni 1961 (Ges.Bl. S, 108)0

5. §§ J, 7, 9. 16 und 111 der Landesbauordnung für

Baden-Württemberg vom 20„ Juni 1972 (Ges.Bl. 5. 352)

(LBOJ.

B„ Festsetzungen

I. Art der baulichen Nutzung

§ 1

Baugebiete

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist

reines Wohngebiet nach § 4 BauNVO.
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Bebauungsplan^tW**
Genehmigt gern*

desbsic

Lc;. »"»uf
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§ 2

Ausnahmen

Die in § 3 BauNVO vorgesehenen Ausnahmen sind '

nicht Bestandteil der Bebauungsplanserweiterun

§ 3

Neben- und Versorgungsanlagen

1. Nebenanlagen im Sinne des § 14 Abs, 1 BauNVO

sind unter den dort genannten Voraussetzungen

zulässig.

2. Versorgungsanlagen im Sinne des § 14 Abs. 2

OauNVO können als Ausnahmen zugelassen wordon,

soweit sie nicht zweckmäßig in den öffentlichen

Verkehrsflächen Platz finden«,

II, Maß der baulichen Nutzung

§ 4

AIlgcmeiheb

Das Maß der baulichen Nutzung wird bestimmt durch

die Festsetzung der überbaubaren Grundstücksfläche,

der Geschoßflächenzahl und der Zahl der Vollge

schosse jeweils als Höchstwerte gemäß § 17 BauNVO.
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Bebauungsplan ~^<«H
- 3 - Genehmigt gemäß §11 des Bi

desbaugesetzes vom 23.6. I
(BGBL !. 3. 3

IXI' Bauweise und überbaubare Grundstücksf lächen^p^^id WalJshut
r q Jan. W79

o Waldshut, den -\_ss-

Bauweise

1. Im gesamten Geltungsbereich des Bebauungsplan

ist offene Bauweise festgesetzt«,

2. Für die Gruppierung der Baukörper, die Stellung
und die Firstrichtung der Gebäude sind die Plan-

eintragungen maßgebend.

§ 6

Uberbaubare Grundstücksflächln

Die Festsetzung von vorderen, seitlichen und rück

wärtigen Baugrenzen erfolgt im Lageplan.

Weitergehende Bestimmungen der LBO bleiben

unberührt.

IV. Baugestaltung

5 /

Gestaltung der Bauten

Für d le Gestaltung der Gebäude gilt der Planeintrag.

Zur Außenverkleidung der Gebäude dürfen keine

Materialien in grellen, bunten Farben verwandt

werden. Die Höhe Oberkante Decke über dem Unter

geschoß bis Straßenniveau (Sockelhöhe) ist möglichst

gering zu halten, Sie darf 0880 m, gemessen vom

Straßenniveau, nicht übersteigen. Die Differenzhöhe

zwischen Deckenoberkante des Erdgeschosses und der

Sparrenunterkante an Gebäudeaußenkante gemessen

(Kniestock) darf nicht mehr als 0,80 m betragen.



Bebauungsplan - vtL&e* '̂ o—-7
Genehmigt gemäß § 11 des E *
desbaugesetzes vom 23. 6. 1

(BGBL. I. G. 3

LandraJssrr.f Waiefsh

9. Jan. 1979Waldshut, den i

Ein Ausbau des Dachgeschosses ist bei Einhaltung der

vorgeschriebenen Dachneigung zulässig. Für diläi

gestaltung gelten die Eintragungen im Lageplan.ABe

Satteldächern wird die Dachneigung mit 25 bis 36

festgesetzt. In den im Lageplan festgesetzten

Bereichen sind asymetrische Dachformen zulässig.

Die Firsthöhe darf hierbei die Höhe von 4,bO m über

Erdgeschoßdecke nicht überschreiten.

Die Dachgestaltung von Hausgruppen ist einheitlich

auszuführen.

§ 8

Abwasserbeseitigung

Abwässer sind in die vorhandene Ortskanalisation

zu leiten.

Garagen und Einsteilplätze

Die erforderlichen Garagen sind mit dem Hauptgebäude

ZU planen und horzustolIon.

Andere Platzierungen der Garagen, als der Planein

trag ausweist, können zugelassen werden, sofern die

Bestimmungen der LBO eingehalten werden.

Vor jeder Garage ist auf privatem Gelände ein

Stauraum von mindestens 5,50 m, gemessen von der

Straßenbegrenzung, herzustellen.

s
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§ 10

Einfriedungen

Bebauungsplan- ^^^'^
Genehmigt gemäß §11 des E
d3Sb3unes*3t::33 vom 23.

(BGBL I. 3. 341)

Landrafsamt Waldshul

Waldshut, den -i-

1. Einfriedungen sind den zusammenhängenden G

flächen anzupassen,, Naturständige Hecken ui\d

Gehölze sind zu bevorzugen.

2. Alle Einfriedungen entlang der Straße und alle

seitlichen Einfriedungen bis zur Verlängerung

der Gebäudevorderflucht sind bis zu einer Höhe

von 0,60 m zugelassen. Die übrigen Einfriedungen

sind ohne Höhenbeschränkung unter Hinweis

nachbarrechtlicher Bestimmungen zugelassen.

3. Massive Einfriedungen und Sockel sind straßen

seitig nicht gestattet.

§ 11

Grundstücksgestaltung

1. Vorplätze, private Gehwegflächen und Einfahrten

. müssen planiert und befestigt werden«

Hierzu sollen Rasenpflastersteine oder

Befestigungen mit Natursteinplatten ver

wendet werden.

2o Auffüllungen und Abtragungen sind so durchzu

führen, daß die gegebenen Geländeverhältnisse

möglichst wenig beeinträchtigt werden« Die

Geländeverhältnisse der Nachbargrundstücke

sind dabei zu berücksichtigen.
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3. Auffüllungen und Abtragungen gegenüber dem

bisherigen Gelände sind im Baugesuchsverfahren

mit ausreichenden Unterlagen zu belegen.

§ 12

In der Sichtfläche an der Einmündung der Er

schließungsstraße in die Steinatalstraße ist

eine Bebauung, Bepflanzung, Einzäunung oder

Nutzung höher als 0,80 m über Fahrbahnoberkante

nicht zulässig.

Lauchringen/Waldshut-Tiengens den 1 2. DEZ. 1978

Bürgermeisteramt

Der/Buirgermeister

Bebauungsplan ^MCy^44^^,

Genehmigt gemäß §11 des Bim« '
desbaugecetzea vom 23. G. 1.

(BGBL I. S. 341)

Landraisarnf Waidshui

Waldshut, denL9.-^liii

Der Architekt
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Öffentlich ausgelegen

nach § 2a Abs. 6 BBauG vom 1808o1976 in der Zeit

vom .....iJ.7fiWÄ^978... bis .....,.2.Q..S£P...1979..
Dienertsübliche/ Bekanntmachung erfolgte am ..

der Bürgermeister

rA-JNkm.

Als Satzung beschlossen

§ 4 GO am

nach 10 BBauG /om 18.8.1976 in Verbindung mit
J7/&T.1978fc
!o 0 f o # o.ooo. b.0.0

otöc1 der Bürgermeister

G e n e h rn l ^g l n .,
nach § 11 BBau^avom3^.9o1976 dürfen das Landratsamt

Genehmigt gemäß §11 das Bun-
Waldshutde8ßau8e*sefe«s*^dhf z^Ö.ISSd °°°

(BGBL I. S. C : )

. , . &ii# i i l i o der BürgermeisterLanorchomf WpUar*

Rechtskräfti g-jj
Im Auftrrr-

nach § 12 BBauG vom 1

Waldshut, den i-/^-^-Ji±££&—\x

76 durch die Bekanntmachung

der Genehmigung um

Lauchringen, den

Bürgermeisteramt

Der Bürgermeister
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